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Wie würde die deutsche Wirtschaft einen plötzlichen 
Stopp der Energieimporte aus Russland verkraften, 
entweder ausgelöst durch eine weitere Verschärfung 
der Sanktionen oder nach einem Stopp der Energie­
lieferungen durch Russland? In diesem Papier kom­
binieren wir die neuesten theoretischen Fortschritte 
in der multisektoralen Makroökonomie mit einem de­
taillierten Blick auf den deutschen Energieverbrauch 
und empirischen Schätzungen für die Substitutions­
elastizitäten, um die kurzfristigen Kosten zu schätzen.

Der erste Abschnitt befasst sich mit der Energie­
abhängigkeit Deutschlands von Russland und zeigt, 
dass das Land im Falle eines Importstopps mit ei­
nem Defizit von etwa 30% des Gasverbrauchs bzw. 
8% des gesamten Energieverbrauchs konfrontiert sein 
könnte. Anschließend wird die Frage gestellt, wie und 
zu welchen Kosten sich die Wirtschaft an einen sol­
chen Schock anpassen würde. Wir zeigen, dass die 
Verluste, die der deutschen Wirtschaft durch den 
Verzicht auf Energieimporte aus Russland entstehen, 
stark vom Grad der Substituierbarkeit von Gas durch 
andere Energieträger abhängen. Wir verwenden beob­

achtete Substitutionselastizitäten in der Industrie, um 
die wirtschaftlichen Kosten zu schätzen. Im Gegensatz 
zu den in der öffentlichen Debatte häufig geäußerten 
Befürchtungen würden Substitution und Reallokation 
wahrscheinlich zu wirtschaftlichen Kosten von unter 
3% des BIP führen. Dabei ist vorausgesetzt, dass die 
Finanz- und Geldpolitik potenzielle keynesianische 
Effekte auf der Nachfrageseite dämpft.

Im darauf folgenden Abschnitt werden die Ver­
teilungseffekte des Importstopps für Erdgas anhand 
der Ausgabenanteile von Haushalten mit hohem und 
niedrigem Einkommen erörtert. Schließlich gehen wir 
auf politische Implikationen ein. Wir betonen insbe­
sondere, dass die Wirtschaftspolitik die Anpassung 
fördern und nicht versuchen sollte, sie zu verzögern. 
Politische Maßnahmen sollten darauf abzielen, die 
Anreize zur Substitution und Einsparung fossiler Ener­
gieträger so schnell wie möglich strategisch zu erhö­
hen. Sollte ein Embargo für russische Energie poli­
tisch notwendig werden, lässt sich dafür plädieren, 
die Maßnahmen so früh wie möglich zu ergreifen, um 
Anpassungen in der Industrie und den Haushalten vor 
dem Winter auszulösen. Denn während des Sommers 
ist die Gasnachfrage saisonbedingt niedrig.

DIE ABHÄNGIGKEIT DEUTSCHLANDS VON  
RUSSISCHER ENERGIE

Deutschland importiert etwa 60% seines Energie­
verbrauchs (Weltbank 2022) mit Importquoten zwi­
schen 94% und 100% für Öl, Gas und Steinkohle 
(Umweltbundesamt 2022). 2021 betrug der Wert der 
Einfuhren fossiler Brennstoffe und Elektrizität etwa 
80 Mrd. Euro oder etwas mehr als 2% des BIP (Statis­
tisches Bundesamt 2022b). Etwa die Hälfte der deut­
schen Einfuhren von Gas und Steinkohle und etwa 
ein Drittel der Öleinfuhren stammen aus Russland. 
Etwa ein Drittel des gesamten Energieverbrauchs 
Deutschlands hängt von Russland ab (vgl. Tab. 1). 
Die gesamten Wareneinfuhren aus Russland beliefen 
sich im Jahr 2021 einschließlich anderer Produkte auf 
33 Mrd. Euro (Statistisches Bundesamt 2022a). Der 
Handel mit Russland macht nur 2,3% des gesamten 
deutschen Handels aus.
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In diesem Artikel werden die wirtschaftlichen Auswir-
kungen eines möglichen Stopps russischer Energieim-
porte auf die deutsche Wirtschaft diskutiert.1 Wir zeigen, 
dass die Auswirkungen wahrscheinlich substanziell, aber 
handhabbar sein werden. Kurzfristig würde ein Stopp der 
russischen Energieimporte zu einem BIP-Rückgang zwi-
schen 0,5% und 3% führen Zum Vergleich: Der BIP-Rück-
gang im Jahr 2020 aufgrund der Pandemie betrug 4,5%.

IN KÜRZE

https://www.ifo.de/peichl-a
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In der deutschen Wirtschaft kommt Gas vor allem 
in der Industrie (36%), in Haushalten (31%) sowie in 
Gewerbe und Handel (13%) zum Einsatz, bei den bei­
den letztgenannten vor allem zu Heizzwecken (BDEW 
2019; 2022). Der Einsatz von Gas zur Stromerzeugung 
ist vergleichsweise gering. In der Industrie werden 
etwa drei Viertel des Gases zum Heizen und Kühlen 
sowie zur stofflichen Nutzung eingesetzt. Etwa ein 
Drittel des industriellen Einsatzes entfällt auf die che­
mische Industrie (Zukunft Gas 2022). Bei der Verwen­
dung von Steinkohle gingen 2018 etwa drei Fünftel in 
die Stahlindustrie und fünf Achtel in die öffentliche 
Stromerzeugung ein (Sandau et al. 2021). Erdöl wird 
überwiegend (ca. 75% im Jahr 2017) in Form von Ben­
zin und Dieselkraftstoffen verwendet (Wissenschaftli­
che Dienste des Deutschen Bundestages 2019).

Wenn Deutschland beschließt, ein Embargo gegen 
russische Energieimporte zu verhängen, oder wenn 
Russland beschließt, ein Embargo für Energieverkäufe 
zu verhängen, müsste Deutschland den Rückgang ent­
weder durch alternative Lieferquellen, Brennstoff­
wechsel und wirtschaftliche Umschichtungen oder 
eine Verringerung der Nachfrage kompensieren. Die 
verschiedenen Kanäle werden dabei wahrscheinlich 
kurz- und langfristig unterschiedlich stark wirken. 
Kurzfristig muss ein Stopp der russischen Exporte 
durch Energieträger aus anderen Ländern (inkl. dem 
Inland) oder durch die Substitution energieintensiver 
Produkte durch direkte Importe ausgeglichen werden. 
Mittel- und langfristig können der verstärkte Einsatz 
erneuerbarer Energien und die Verbesserung der Ener­
gieeffizienz erheblich zur Senkung der Energienach­
frage beitragen.

ERSATZ FÜR RUSSISCHES ERDGAS KURZFRISTIG 
NUR BEGRENZT MÖGLICH

Zunächst dürfte die Substitution russischer Öl- und 
Kohleimporte kein großes Problem darstellen. An­
dere Öl- und Kohleexportländer verfügen über aus­
reichende Kapazitäten auf dem Weltmarkt, um die 
fehlenden Mengen zu ersetzen. Die größere Heraus­
forderung besteht darin, kurzfristig Ersatz für russi­
sches Gas zu finden. Russisches Gas deckt etwa 15% 
des gesamten Energieverbrauchs in Deutschland ab. 
Während Öl und Kohle wahrscheinlich aus anderen 
Ländern geliefert werden können, ist die Situation 
auf dem Gasmarkt komplexer. Aufgrund des beste­
henden Pipelinenetzes und der letztlich begrenzten 

Kapazitäten der Terminals ist eine kurzfristige Substi­
tution durch LNG ebenso wie eine Erhöhung der Pipe­
lineimporte aus anderen Ländern nur in begrenztem 
Umfang möglich.

Die IEA schätzt, dass die Pipeline-Importe in die 
EU aus Norwegen, Algerien und Aserbaidschan um 
10 Mrd. Kubikmeter (Mrd. m³) gegenüber 155 Mrd. m³ 
Importen aus Russland im Jahr 2021 und die LNG-Im­
porte theoretisch um 60 Mrd. m³ (gegenüber 110 Mrd. 
m³ im Jahr 2021, Rashad und Binnie 2022) gesteigert 
werden könnten. Die IEA hält allerdings zusätzliche 
20 Mrd. m³ durch LNG auf dem derzeitigen Markt für 
realistischer (IEA 2022). Ein Teil dieses Gases müsste 
vor dem Winter eingelagert werden, um das fehlende 
russische Gas in den kalten Monaten zu ersetzen. Au­
ßerdem würde die Umstellung von den vergleichs­
weise günstigen Vertragspreisen mit Russland auf die 
aktuellen Weltmarktpreise einen erheblichen (derzeit 
fünffachen) Anstieg des Gaspreises bedeuten.

Eine aktuelle Studie von Bruegel (2022) kommt zu 
dem Schluss, dass es durch Substitution und europä­
ische Zusammenarbeit möglich sein wird, die Nach­
frage in den Bereichen Stromerzeugung, Verkehr und 
Heizung in der EU zu decken, ohne dass es zu physi­
schen Engpässen kommt (McWilliams et al. 2022a; 
2022b). In ihrem 10-Punkte-Plan zur Verringerung 
der europäischen Abhängigkeit von russischem Gas 
nennt die IEA (2022) auch eine Erhöhung der Kohle- 
und Kernkraftproduktion und den Einsatz erneuer­
barer Energien sowie eine Reihe nachfragebezogener 
Maßnahmen, die theoretisch zu einer weiteren Verrin­
gerung des Gasverbrauchs in der EU um 33 Mrd. m3 

beitragen könnten. Während die Umstellung auf Kohle 
oder Kernenergie als planbare Option angesehen 
werden kann, bleibt ungewiss, in welchem Umfang 
Änderungen der Heizgewohnheiten der Verbraucher, 
ein verstärkter Einsatz erneuerbarer Energien und 
steigende Energieeffizienz von Gebäuden in kurzer 
Zeit zu einer Reduktion des Gasverbrauchs beitragen 
werden. Höchstwahrscheinlich werden zumindest die 
beiden letztgenannten Optionen auf sehr kurze Sicht 
eine untergeordnete Rolle spielen.

Es gibt nur wenige historische Beispiele für Un­
terbrechungen der Energieversorgung in der Grö­
ßenordnung eines möglichen Stopps der russischen 
Energieeinfuhren. Vergleiche könnten mit der Abschal­
tung von Kernkraftwerken in Japan nach Fukushima 
gezogen werden. Damals wurde durch Kernenergie 
etwa 30% des japanischen Stroms erzeugt, als die 

Tab. 1

Deutschlands Energieverbrauch 2021

Öl Gas Braun- und Steinkohle Atom Erneuerbare Andere Gesamt

TWh 1 077 905 606 209 545 45 3 387

% 31,8 26,7 17,9 6,2 16,1 1,3 100

Importe aus Russland (%) 34 55a 26 0 0 0 30
a Im Jahr 2020; 2021 und 2022 ist der Import bereits etwas niedriger.

Qulle: Agora Energiewende (2022); Eckert und Abnett (2022).
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Kraftwerke innerhalb eines Jahres fast auf null her­
untergefahren wurden. Schätzungen zeigen, dass die 
Abschaltung der Kernkraftwerke die Strompreise je 
nach dem ursprünglichen Energiemix der betroffenen 
Region zwischen 10% und 40% erhöht hat (Neidell, 
Uchida und Veronesi 2019). Allerdings betrug der An­
teil der Kernenergie am Gesamtenergieverbrauch im 
Jahr 2010 nur 13%, und aufgrund früherer Überinves­
titionen in LNG-Importkapazitäten waren der Subs­
titution durch Erdgas keine physikalischen Grenzen 
gesetzt (Nesheiwat und Cross 2013).

Die russischen Gasimporte sind bereits in der 
zweiten Hälfte des Jahres 2021 und vor allem in den 
ersten Monaten des Jahres 2022 deutlich zurückgegan­
gen. Auf EU-Ebene sank der Anteil Russlands an den 
Importen von etwa 40% auf 20 bis 30% (McWilliams, 
Sgaravatti und Zachmann 2021) und lag damit unter 
den Importen von Flüssiggas (LNG). In den vergange­
nen Monaten sind die Preise für Steinkohle, Öl und Gas 
bereits drastisch gestiegen.2 Gründe für diesen Anstieg 
liegen auch in der Belebung der Weltwirtschaft nach 
der Aufhebung der Covid-Beschränkungen, der Auf­
wertung des US-Dollar und – im Falle von Erdöl – dem 
Widerstreben der OPEC, die Fördermengen erheblich 
zu erhöhen. Inwieweit die Gas-, Steinkohle- und Öl­
preise kurzfristig weiter steigen werden und welche 
Szenarien schon eingepreist sind, lässt sich nur schwer 
abschätzen. Diesem hohen Maß an Unsicherheit tra­
gen wir im nächsten Abschnitt Rechnung, indem wir 
verschiedene Szenarien vorstellen. 

Alles in allem deuten die verfügbaren Daten dar­
auf hin, dass andere Gasproduzenten nur teilweise in 
der Lage sind, potenzielle Ausfälle zu ersetzen. Sub­
stitution und Reallokation werden daher entschei­
dend sein. Um eine plausible Größe für den Schock 
der deutschen Wirtschaft durch einen russischen Im­
portstopp zu konstruieren, treffen wir die folgenden 
Annahmen:

	‒ Der Importanteil Russlands am deutschen Gasver­
brauch lag im Jahr 2020 bei 55%, ist aber in den 
letzten Monaten gesunken. Wir treffen vorsichtige 
Annahmen hinsichtlich des Potenzials für eine 
kurzfristige Erhöhung des Angebots über LNG. 
Auch gehen wir davon aus, dass Pipeline-Importe 
etwa aus Norwegen oder Nordafrika moderat ge­
steigert werden könnten. In Summe können bis 
zu 20% des gesamten deutschen Gasverbrauchs 
ersetzt werden 

	‒ Beim Gasverbrauch besteht Konsens darüber, 
dass Gas in der Stromerzeugung, durch den Um­
stieg auf Braun- oder Steinkohle eingespart wer­
den kann. Auch die Kernenergie kann hier eine 
Rolle spielen, aber angesichts der bestehenden 

2	 Für Rohöl (Brent) von 60 US-Dollar/Bbl im März 2021 auf 90 US- 
Dollar/Bbl Anfang Februar 2022 auf 110 US-Dollar/Bbl, für Kohle (API2) 
von 65 US-Dollar/Tonne Kraftwerkskohle im März 2021 auf 145 US- 
Dollar/Tonne Kohle Anfang Februar 2022 auf 345 US-Dollar/Tonne 
Kohle und für Gas (TTF Gas) von 17 Euro/MWh im März 2021 auf 
70 Euro/MWh Anfang Februar 2022 auf 160 Euro/MWh (3. März 2022).

Überkapazitäten in der Kohleverstromung scheint 
die Debatte derzeit weniger relevant. Durch die 
daraus resultierende Einsparung von Gas, das der­
zeit für die Stromerzeugung verwendet wird, kön­
nen bis zu 20% des gesamten deutschen Gasver­
brauchs frei werden (unter der vereinfachenden 
Annahme, dass auch die Produktion von Strom 
in unternehmenseigenen Kraftwerken auf andere 
Energieträger umgestellt werden kann).

	‒ Zudem dürfte durch das Auffüllen von Speichern 
während des Sommers, wenn der Heizbedarf der 
Haushalte gering ist, ein weiterer Teil der Lücke 
geschlossen werden kann, ohne die industrielle 
Nutzung zu beeinträchtigen. 

	‒ In Summe nehmen wir konservativ an, dass sich 
durch Einsparungen im Gasverbrauch im Strom­
sektor, mehr Gasimporte aus anderen Ländern so­
wie das Wiederauffüllen der Gasspeicher im Som­
mer für die verbleibenden Energieverbraucher 
(Haushalte, Industrie, GHD) somit eine Situation 
ergibt, in der sie eine Reduzierung des gesamten 
Gasangebots um maximal 30% hinnehmen müs­
sen. Dabei sind die Haushalte etwa für ein Drittel 
des gesamten Gasverbrauchs verantwortlich, GHD 
machen etwa 15% aus. In beiden Bereichen wird 
Gas hauptsächlich zu Heizzwecken verwendet. 
Die beste verfügbare Evidenz deutet auf Substi­
tutionselastizitäten im Haushaltssektor zwischen 
0,2 und 0,4 auf kurze Sicht hin (Aufhammer und 
Rubin 2018).

	‒ Die industrielle Nutzung macht 36% der Gesamt­
menge aus, von denen 11% stofflich genutzt und 
wahrscheinlich überhaupt nicht substituiert wer­
den können. Der Großteil des industriellen Gas­
verbrauchs wird für Wärme- und Kälteanwendun­
gen verwendet. Das Substitutionspotenzial lässt 
sich nur schwer abschätzen, dürfte aber wesent­
lich höher sein als bei der stofflichen Nutzung. 
Aktuelle Studien für das Verarbeitende Gewerbe 
im Vereinigten Königreich weisen auf erhebliche 
kurzfristige Substitutionsmöglichkeiten bei der 
Wärmeerzeugung von bis zu 0,5 hin (Steinbuks 
2012).

	‒ Im hier untersuchten Hauptszenario gehen wir 
davon aus, dass ein russisches Energieembargo 
zu einem Rückgang der Gaslieferungen um bis 
zu 30% bzw. ca. 8% des deutschen Gesamt­
energieverbrauchs führen wird. Dies wird von 
der heimischen Industrie, den Haushalten und 
dem Dienstleistungssektor getragen werden müs­
sen. Um eine gewisse Vorsicht walten zu lassen, 
gehen wir in unserem vereinfachten Modell von 
einer niedrigen Substitutionselastizität von 0,1 in 
diesen Sektoren aus. Dies ist wesentlich niedriger 
als die in der Literatur gängigen Elastizitäten. 
Wir tun dies, um mögliche Anpassungsrigiditä­
ten des Haushaltssektors im Zusammenhang mit 
dem sogenannten »Kaskadenmodell« zu berück- 
sichtigen.
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Wir gehen davon aus, dass die deutsche Wirtschaft 
kurzfristig gezwungen wäre, sich an einen solchen 
Schock anzupassen. Was wären die wirtschaftlichen 
Auswirkungen?

DIE MAKROÖKONOMISCHEN AUSWIRKUNGEN  
EINES STOPPS DER ENERGIEIMPORTE AUS  
RUSSLAND AUF DIE DEUTSCHE WIRTSCHAFT

Im Folgenden werden wir die Auswirkungen eines 
Rückgangs des deutschen Gasverbrauchs, der durch 
einen Stopp der Gasimporte aus Russland ausgelöst 
wird, näherungsweise berechnen. Zur Abschätzung 
des makroökonomischen Effekts stützen wir uns auf 
ein modernes multisektorales Makromodell mit Pro­
duktionsnetzwerken, das auf der Arbeit von Baqaee 
und Farhi (2021) basiert (siehe auch die Box »Das  
Baqaee-Farhi-Modell«).3 Ziel ist es, die wirtschaftli­
chen Kosten eines Stopps der russischen Energieim­
porte für die deutsche Wirtschaft in der aktuellen 
Situation abzuschätzen. Wir verwenden das Mehr­
sektorenmodell, um kontrafaktische Simulationen 
der makroökonomischen Auswirkungen einer Redu­
zierung der Energieimporte aus Russland durchzu­

3	 Der Replikations-Code für unsere Analyse findet sich hier:  
https://benjaminmoll.com/RussianGas_Replication/. Unter https://
benjaminmoll.com/RussianGas_Appendix/. findet man einen zusätz­
lichen Robustheitscheck des Baqaee-Farhi-Modells mit noch niedri­
geren Elastizitäten. Unter https://benjaminmoll.com/RussianGas_
Substitution/. findet man historische Substitutionsbeispiele. 

führen. Wir werden die Ergebnisse des komplexen 
Modells mit einer vereinfachten Version vergleichen, 
die auf anderen Annahmen über die Substitutions­
elastizitäten beruht.

In dem geschätzten Modell für niedrige Substitu­
tionselastizitäten sagt das Mehrsektorenmodell von 
Baqaee-Farhi bescheidene Verluste von etwa 0,2–0,3% 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtausgaben oder etwa 
80–120 Euro pro Jahr und Bundesbürger voraus. Die 
Volkswirtschaftlichen Gesamtausgaben machen etwa 
94% des deutschen BIP aus, so dass die entsprechen­
den BIP-Effekte etwas geringer ausfallen und deutlich 
unter 1% bleiben.

Die wichtigsten Gründe, warum die modellbeding­
ten wirtschaftlichen Verluste relativ gering ausfallen, 
sind die folgenden: (i) der Anteil der Importe fossiler 
Energieträger (Gas, Öl und Steinkohle) an der deut­
schen Produktion ist mit etwa 2–2,5% des BIP relativ 
gering, und (ii) das Modell sagt voraus, dass dieser 
Anteil zwar erheblich, aber nicht übermäßig stark 
ansteigt. Im Modell reflektiert die Veränderung des 
Anteils der Energieimporte an den Volkswirtschaftli­
chen Gesamtausgaben die Substituierbarkeit, die sich 
aus den Modellierungsentscheidungen über Elastizitä­
ten und Veränderungen in der Input-Output-Struktur 
ergibt. 

Die Ergebnisse des Baqaee-Farhi-Modells impli­
zieren zwar begrenzte Kosten. Aber wir räumen ein, 
dass die Unsicherheit in Bezug auf die Substitutions­

Das Baqaee-Farhi-Modell ist ein hochmodernes Mehr­
sektorenmodell mit umfangreichen Input-Output-Ver­
knüpfungen, bei dem Energie ein entscheidender In­
put für die Produktion ist.1 Die wichtigsten wirtschaft­
lichen Annahmen des Modells beziehen sich auf (i) 
den Grad der Substituierbarkeit zwischen verschie­
denen Zwischenprodukten im Produktionsprozess, 
insbesondere zwischen Energie, wie sie aus Russland 
importiert wird, und anderen Vorleistungen, gemes­
sen durch spezifische Substitutionselastizitäten, und 
(ii) die Leichtigkeit der Reallokation von Ressourcen 
in der Wirtschaft. Beide Faktoren beeinflussen sich 
gegenseitig. Eine niedrige Elastizität ist weniger pro­
blematisch, wenn Ressourcen in anderen Teilen der 
Wirtschaft genutzt werden können, um die Produktion 
im kritischen Sektor aufrechtzuerhalten.

Diese Substitutionselastizität ist empirisch schwer 
zu bestimmen, vor allem bei den großen Veränderun­
gen im Input-Mix der Wirtschaft, mit denen wir uns 
hier beschäftigen. Eine makroökonomische Analyse 

ist daher mit einem erheblichen Maß an Unsicherheit 
behaftet. Es erscheint jedoch plausibel anzunehmen, 
dass die Substitutionselastizität mittel- und langfris­
tig größer und sehr kurzfristig kleiner ist (siehe z.B. 
Caballero 1994). Das Ausmaß der wirtschaftlichen Ver­
luste infolge eines russischen Einfuhrstopps hängt 
daher entscheidend von dem Zeitrahmen ab, in dem 
die Anpassungen stattfinden.

Es ist jedoch nicht plausibel, anzunehmen, dass 
die Substitutionselastizität selbst auf kurze Sicht 
gleich null ist. Produzenten und Haushalte werden bis 
zu einem gewissen Grad auf Alternativen ausweichen, 
ihre Warenkörbe ändern oder gänzlich Energie, insbe­
sondere Gas, sowie energieintensive Produkte, die in 
Massen transportiert werden können, importieren. 
Diese Einschränkung ist wichtig, da eine sehr geringe, 
aber von null abweichende Elastizität zu wesentlich 
geringeren wirtschaftlichen Verlusten führt als eine 
Substituierbarkeit von null (Leontief-Produktionsfunk­
tion). Schätzungen, die von einer kurzfristigen Substi­
tution von null ausgehen, sind für politische Analysen 
nicht geeignet.

DAS BAQAEE-FARHI-MODELL

1	 Die Einzelheiten des Modells werden im Anhang von Bachmann et 
al. (2022) erläutert.

https://benjaminmoll.com/RussianGas_Replication/
https://benjaminmoll.com/RussianGas_Appendix/.
https://benjaminmoll.com/RussianGas_Appendix/.
https://benjaminmoll.com/RussianGas_Substitution/
https://benjaminmoll.com/RussianGas_Substitution/
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elastizitäten (und die entsprechende Änderung des 
Importanteils) groß sein könnte. Um eine plausible 
Obergrenze für die Kosten zu ermitteln, ergänzen 
wir unsere Berechnungen auf der Grundlage des um­
fangreichen Mehrsektorenmodells durch eine Ana­
lyse eines einfacheren Modells. Wir vergleichen diese 
Schätzungen mit empirischen Elastizitäten, die in der 
Literatur für den industriellen Energieverbrauch auf 
der Ebene der vierstelligen Standard Industrial Clas­
sification (SIC) gefunden wurden (Steinbuks 2012). 
Ähnliche Schätzungen wurden für die kurzfristige 
Nachfrage von Privathaushalten nach Erdgas gefun­
den (Auffhammer und Rubin 2018). Sie liegen zudem 
in der Mitte der Schätzungen für kurzfristige Nach­
frageelastizitäten in einer großen Anzahl von Studien 
(Labandeira et al. 2017). Im ersten Szenario berechnen 
wir die Auswirkungen einer 8%igen Verringerung des 
gesamten deutschen Energieverbrauchs. Im zweiten 
Szenario modellieren wir eine 30%ige Verringerung 
des Gaseinsatzes als Schock für diesen spezifischen 
Energieträger.

Tabelle 2 zeigt die Ergebnisse der verschiedenen 
Ansätze, beginnend mit dem komplexesten Modell 
von Baqaee und Farhi (2020). Unter der Annahme sehr 
niedriger kurzfristiger Substitutionselastizitäten führt 
eine 8%ige Reduktion des Öl-, Gas- und Kohlenutzung 
zu einem Verlust von 1,4% des BIP bzw. zu Kosten 
in Höhe von 500–700 Euro pro Kopf. In einem letz­
ten Szenario, in dem wir eine extremere Reduktion 
des Gasverbrauchs um 30% modellieren, steigen die 
wirtschaftlichen Verluste auf 2,2% des BIP (2,3% der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtausgaben), was bis zu 
1 000 Euro pro Jahr und Bundesbürger entspricht. 
Das entspricht ungefähr dem zehnfachen der 0,2–0,3% 
oder 80–120 Euro pro Kopf, die das Baqaee-Farhi-Mo­
dell impliziert.

Es ist wichtig zu betonen, dass das von uns ver­
wendete Modell ein reales Modell ohne weitere Kon­
junkturverstärkung ist. Mit anderen Worten, es be­
rechnet die Reaktion auf wirtschaftliche Schocks unter 
der Annahme, dass Geld- und Fiskalpolitik nominale 
Rigiditäten in der Wirtschaft ausgleichen können. Auf 
der monetären Seite kann ein klares Bekenntnis zu 
stabilen Preisen den potenziellen Zielkonflikt zwi­
schen der Stabilisierung der Produktion und der Infla­
tion abmildern. Betrachtet man Energiepreisschocks 
als eine Art Produktivitätsschock, dann müsste die 
Zentralbank die Zinssätze anheben, um die Inflation 

zu stabilisieren. Dadurch, dass die Wirtschaftstätigkeit 
etwas gedämpft wird, würde auch das direkte Ener­
gieversorgungsproblem weiter entschärft.

Gleichzeitig kann der Schock auch den Gewinnan­
teil ausländischer Energieimporteure erhöhen und äh­
nelt somit einem Schock bei Preisaufschlägen. Diese 
sind für die Zentralbank schwieriger zu bewältigen, 
da sie einen Konflikt zwischen der Stabilisierung der 
Produktion und der Inflation aufwerfen. Gleichzeitig 
muss und kann die Fiskalpolitik durch Versicherungs­
mechanismen (wie Kurzarbeit) Zweitrundeneffekte 
auf die Nachfrage auffangen. Mit einer angemessen 
kalibrierten nachfrageseitigen Stabilisierungspolitik 
sollte es im Prinzip möglich sein, zusätzliche Kosten 
zu vermeiden.

Dabei gehen unsere Schätzungen davon aus, dass 
solche Zweitrundeneffekte vermieden werden können 
und potenzielle Probleme im Finanzsektor durch faule 
Kredite oder Hauspreisrückgänge in bestimmten Regi­
onen und Branchen ohne weitere Verstärkung bewäl­
tigt werden können. Wir gehen auch davon aus, dass 
die Zentralbankpolitik einen potenziell kostspieligen 
Inflationsschub vermeidet, der die Inflationserwar­
tungen der Öffentlichkeit entschärft.

VERTEILUNGSEFFEKTE

Fiskalische Absicherungsmaßnahmen wären beson­
ders wichtig, wenn erhöhte Kraftstoff- und Gaspreise 
über ihre makroökonomischen Folgen hinaus Umver­
teilungseffekte haben. Wenn zum Beispiel die ärmsten 
Haushalte übermäßig von solchen Preisänderungen 
betroffen wären, könnte dies ein eigenständiges Prob­
lem darstellen. Um die Verteilungskonsequenzen eines 
Anstiegs der Energiepreise zu untersuchen, verwen­
den wir Daten aus der deutschen Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe (EVS). Wir konzentrieren uns 
in erster Linie auf die Ausgaben für Heizung, da die 
Gaspreise im letzten Jahr am stärksten gestiegen sind 
(fast um das Zehnfache). Dennoch tragen natürlich 
auch Preissteigerungen für Öl und Steinkohle zur all­
gemeinen Mehrbelastung der Haushalte bei, insbe­
sondere durch Preiserhöhungen bei Benzin und Diesel 
sowie Strom.

Die EVS liefert für die deutsche Bevölkerung re­
präsentative Daten über deren Verbrauch und Ein­
kommen. Als Quelle des deutschen VPI-Verbrauchs­
korbs bieten die Daten eine genaue Ausgabenzu­

Tab. 2

Auswirkung einer Verringerung der Öl-, Kohle- und Gasnutzung auf das BIP

Baqaee-Farhi (2021), komplexes 
Modell

Vereinfachtes Modell, 10% 
weniger Öl-, Gas und Kohlever­

brauch

Vereinfachtes Modell, 30% 
weniger Gasverbrauch

BIP-Verlust (%) 0,2–0,3 1,3 2,2

Verlust an Volkswirtschaftlichen 
Gesamtausgaben (%)

0,2–0,3 1,5 2,3

Kosten pro Kopf (Euro) 80–120 500–700 800–1000

Quelle: Berechnungen der Autor*innen.
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sammensetzung der Haushalte, einschließlich Daten 
über Ausgaben für verschiedene Energieträger. Wir 
stützen uns auf die neuesten verfügbaren Mikroda­
ten des Forschungsdatenzentrums des Statistischen 
Bundesamtes. Für unsere Analyse gruppieren wir die 
Haushalte nach Einkommen, Art der Heizung und 
Haushaltsgröße. Für das Einkommen verwenden wir 
Daten zum Haushaltsnettoeinkommen und gruppieren 
die Haushalte in Einkommensquintile.

Abbildung 1 zeigt die Ausgabenanteile für (a) Hei­
zen und Kraftstoffe nach Energieträgern und (b) für 
Heizen nach Einkommensquintilen. Wir stellen fest, 
dass die Haushalte in der Regel zwischen 3,6 und 5,3% 
für Heizen ausgeben. Betrachtet man nur Gas und Öl 
als die beiden bei weitem wichtigsten Heizquellen, so 
liegen die Heizungsausgaben bei 4 und 5%. Abbildung 
1b zeigt, dass Fernwärme für die untersten 20% der 
Einkommensverteilung die zweitwichtigste Ausgaben­
kategorie darstellt. 

Auffallend ist, dass sich die Ausgabenanteile 
für Heizen über die unterschiedlichen Einkommens­
gruppen hinweg relativ wenig unterscheiden. Mögli­
cherweise verwischen die Unterschiede in der Haus­
haltsgröße das Ergebnis. Daher werden die Daten 
in Abbildung 2 weiter aufgeteilt und nicht nur nach 
der Einkommensgruppen und den wichtigsten Hei­
zungsarten, sondern auch nach Haushaltsgröße 
unterschieden.

In Abbildung 2a werden zunächst alle Haushalte 
unabhängig von der Haushaltsgröße betrachtet. Auch 
hier zeigt sich, dass der Anteil der Ausgaben für Öl am 
höchsten ist und nur wenig entlang der Einkommens­
verteilung variiert. An zweiter Stelle stehen die Kosten 
für Gas, die bis zum vierten Quintil leicht abnehmen 
und zwischen dem vierten und dem fünften Quintil um 
etwa 1 Prozentpunkt sinken. Fernwärme und sonstige 
Heizungen weisen durchweg den niedrigsten Ausga­
benanteil auf und zeigen ebenfalls einen stark rück­
läufigen Trend entlang der Einkommensverteilung von 
4,9% für die untersten 20% bis 2,3% für die obersten 
20%. Abbildungen b, c und d zeigen die Aufschlüsse­
lung nach Haushaltsgröße. Das Gesamtmuster ist ro­
bust: Der Anteil der Heizungsausgaben variiert in der 
Einkommensverteilung relativ wenig. Eine Ausnahme 
bilden die Haushalte mit drei und mehr Mitgliedern. 
Sie haben im Allgemeinen niedrigere Ausgabenanteile, 
und der Rückgang der Ausgabenanteile von 3,7% auf 
1,9% des Einkommens ist am stärksten.

Entlang der Einkommensverteilung und je nach 
Haushaltsgröße gibt es einige Unterschiede bei den 
Ausgabenanteilen. Haushalte und Familien mit hohem 
Einkommen haben etwas geringere Ausgabenanteile. 
Wir stellen außerdem fest, dass Haushalte, die mit 
Gas heizen, im Vergleich zu denen, die mit Öl heizen, 
im Durchschnitt niedrigere Ausgabenanteile haben. 
Ein stärkerer Anstieg des Gaspreises als des Ölpreises 
könnte damit zu einer Angleichung der Ausgabenan­
teile für diese beiden wichtigsten Heizungsarten füh­
ren, wenn auch auf einem höheren Niveau.

Haushalte mit hohem Einkommen können Aus­
gabenschocks durch steigende Energiepreise bes­
ser abfedern als Haushalte mit niedrigem Einkom­
men, da erstere ihre Ersparnisse reduzieren (oder 
ihr angesammeltes Vermögen nutzen) können, um 
vorübergehende Kostensteigerungen auszugleichen. 
Gezielte Transfers an Haushalte mit niedrigem Ein­
kommen können ein kosteneffizientes Mittel sein, 
um die ungleichen Auswirkungen steigender Ener­
giepreise entlang der Einkommensverteilung auszu­
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gleichen. Da die Inflation im Jahr 2022 sehr hoch sein 
wird und die steigenden Energiepreise weiter zum An­
stieg des Preisniveaus beitragen werden, erscheint es 
notwendig, die Nominalwerte bestimmter Parameter 
des Steuer- und Transfersystems anzupassen, falls es 
der EZB nicht gelingt, die Gesamtinflationsrate durch 
kompensierende Preissenkungen an anderer Stelle 
zu stabilisieren.

IMPLIKATIONEN FÜR DIE POLITIK

Die obige Diskussion zeigt, dass die makroökonomi­
schen Auswirkungen in hohem Maße davon abhän­
gen, inwieweit sich die Produktionsstruktur an die 
verringerten Importe fossiler Energieträger anpassen 
kann und wie substituierbar die Energieimporte aus 
Russland sind, d.h., wie leicht sie durch Importe von 
anderen Anbietern ersetzt werden können. Auf sehr 
kurze Sicht ist diese Substituierbarkeit natürlich be­
grenzt und hängt von der Verwendung der fossilen 
Ressourcen ab: Stromerzeugung kann sich schnell 
und zu relativ geringen Kosten anpassen, während 
es schwieriger bis unmöglich sein wird, stoffliche Nut­
zung zu ersetzen. Die gesamtwirtschaftlichen Kosten 
können jedoch durch gezielte politische Maßnahmen 
und deren Zeitpunkt beeinflusst werden.

Anreize zur Substitution und Einsparung fossiler 
Energien erhöhen

In erster Linie sollten politische Maßnahmen darauf 
abzielen, die Anreize zur Substitution und Einsparung 
fossiler Energien so schnell wie möglich zu erhöhen, 
auch wenn ein Embargo nicht unmittelbar bevorsteht. 
Sofortiges Handeln vermeidet die Notwendigkeit noch 
massiverer Anpassungen in diesem oder kommenden 
Jahr, sollte es hart auf hart kommen. Während die 
derzeit hohen Energiepreise gewisse Anpassungsan­
reize schaffen, können bestehende Absicherungssys­
teme (z. B. Notrationierungspläne für Gas zugunsten 
der Haushalte, erwartete Rettungsmaßnahmen für die 
betroffenen Industrien) dazu führen, dass Industrie 
und Haushalte die potenziellen Kosten einer Verzöge­
rung ihrer Anpassung nicht in vollem Umfang interna­
lisieren. Dies könnte dazu verleiten, auf ein Szenario 
ohne Embargo zu setzen, und damit politische Opti­
onen für eine spätere Verschärfung des Sanktionsre­
gimes stark einzuschränken.

Besteht die Gefahr, dass sich ein Embargo für rus­
sische Energie zu einer politischen Notwendigkeit ent­
wickelt, kann das frühzeitige Ergreifen einer solchen 
Maßnahme die Folgekosten senken. Der Hauptgrund 
ist die Saisonabhängigkeit der Gasnachfrage. Bei einer 
frühzeitigen Unterbrechung der russischen Gasver­
sorgung könnte diese in den Sommermonaten durch 
andere Importe ersetzt werden, ohne die Versorgung 
der Industrie zu beeinträchtigen. Gleichzeitig würde 
ein frühzeitiger Schritt sofort die Substitutions- und 
Umverteilungsdynamik auslösen, die für die Senkung 

der wirtschaftlichen Kosten von zentraler Bedeutung 
ist. Es muss jedoch geprüft werden, ob eine Auffül­
len der Gasspeicher im Sommer möglich sein wird, 
sollten russische Importe jetzt gestoppt werden. Eine 
zumindest temporäre Fortsetzung der russischen Ga­
simporte heute könnte diese Unsicherheit verringern. 
Andernfalls könnten die wirtschaftlichen Kosten eines 
Embargos erheblich höher sein und Russland ein zu­
sätzliches Druckmittel in die Hand geben.

»Energiesicherheitsabgabe« als Preisaufschlag 
für fossile Energien 

Auch wenn keine unmittelbaren Maßnahmen ergrif­
fen werden, die russische Importe reduzieren oder 
stoppen, sollten Maßnahmen ergriffen werden, um 
Erwartungsmanagement auf den Energiemärkten 
zu betreiben. So sollten sich Regierungen verpflich­
ten, die Preise für fossile Energieträger auf einem 
hohen Niveau zu halten, selbst wenn kein Embargo 
zustande kommt. In Bezug auf Erdgas könnte dies 
beispielsweise eine Art »Energiesicherheitsabgabe« 
beinhalten. Im Falle eines tatsächlichen Embargos 
und folglich steigender Energiepreise sollten solch zu­
sätzlich energiepreissteigernde Maßnahmen entfallen 
oder angepasst werden. Eine Verpflichtung zu hohen 
fossilen Energiepreisen unterstützt zudem das Errei­
chen klimapolitischer Ziele. Auf europäischer Ebene 
bedeutet dies die Unterstützung einer Verschärfung 
des EU-Emissionshandelssystems, wie sie im Fit-
for-55-Paket der EU vorgesehen ist. Vor allem aber 
spricht dies auch für eine Erhöhung der deutschen 
CO2-Preise, die vor allem auf Mobilität und Wärme 
erhoben werden. Dies würde auch auf die Einführung 
eines zweiten EU-Emissionshandelssystems vorbe­
reiten, wie sie im Fit-for-55-Paket für diese Sektoren 
vorgeschlagen ist.

Eine politische Unterstützung für hohe Ener­
giepreise ist politisch heikel, aber nur sie wird die 
notwendigen Anreize für Haushalte und Industrie 
schaffen, um sofort ihre Anstrengungen zur Verbes­
serung der Energieeffizienz und Substitution durch 
erneuerbare Energien zu verstärken. Natürlich würde 
ein solcher anhaltender Anstieg der Energiepreise 
sowohl für die Haushalte als auch für die Industrie 
Auswirkungen haben. Wie wir gesehen haben, vertei­
len sich die Kosten relativ gleichmäßig auf die Haus­
halte, aber es müssen Unterstützungsmaßnahmen für 
einkommensschwache Haushalte ergriffen werden. 
Sollte es nicht zu einem Embargo kommen, würden 
die Einnahmen aus einer »Energiesicherheitsabgabe« 
zu staatlichen Einnahmen führen, die zur Finanzie­
rung solcher Maßnahmen verwendet werden können. 
Was die Industrie betrifft, so kann ein pauschaler Aus­
gleich für höhere Energiepreise nicht effizient sein. 
Gezielte Maßnahmen können jedoch kurzfristig zur 
Anpassung beitragen, wenn die langfristigen Aussich­
ten für eine Branche bei geringerem Energieverbrauch 
oder einem Brennstoffwechsel positiv sind. Auf diese 
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Weise haben solche Maßnahmen das Potenzial, den 
Übergang zu einer kohlenstoffneutralen Wirtschaft 
zu beschleunigen.

Genehmigungsverfahren für Energieinfrastruktur 
beschleunigen

Ein zweiter Handlungsbereich betrifft die Energi­
einfrastruktur. Angesichts der höheren kurzfristigen 
Anpassungskosten im Vergleich zu den langfristigen 
macht es einen Unterschied, ob ein LNG-Terminal im 
Herbst 2023 oder 2026 fertig ist. Staatliche Subventio­
nen und Verträge sollten daher auch hier klare Anreize 
schaffen und bei vorzeitiger Fertigstellung deutlich 
höhere Zahlungen vorsehen. Dazu gehört auch, dass 
private Investoren ermutigt werden, Risiken privat zu 
übernehmen, wie wenn Tesla eine Fabrik baut, ohne 
dass alle Bauten abschließend von den Behörden ge­
nehmigt wurden. Dies wird die Kosten erhöhen, aber 
es ist wichtig, diese als Versicherungsprämie zu be­
trachten. Wenn kein Embargo eintritt, nützt es wenig, 
LNG-Terminals früher fertig zu haben, aber im Falle 
eines Embargos sind sie von großem Wert. Dies muss 
auch bei der Gestaltung der öffentlichen Genehmi­
gungsverfahren berücksichtigt werden.

Einkommensschwache Haushalte unterstützen

Abschließend gehen wir noch auf die Folgen eines 
möglichen Embargos für den Haushaltssektor ein, da 
sich ein Großteil der aktuellen Diskussion um dieses 
Thema dreht. Während Stromengpässe oder kalte 
Wohnungen höchst unwahrscheinlich sind, werden 
die steigenden Energiepreise akut zu spüren sein. Eine 
konkrete Abhilfe könnte darin bestehen, gestiegene 
Gas-, Öl- und Strompreise durch pauschale Zahlun­
gen rückzuerstatten. Wenn nicht nur arme Haushalte 
angesprochen werden, könnten diese Zahlungen ein­
kommensunabhängig auf einer reinen Pro-Kopf-Basis 
erfolgen. Dies hätte immer noch regressive Auswir­
kungen, ohne die Anreize zur Senkung des Energie­
verbrauchs zu beeinträchtigen. Alternativ könnte ein 
solches System auch von Gas- oder Stromanbietern 
implementiert werden, die dann vom Staat entschä­
digt würden. Auf diese Weise könnten die Zahlungen 
auf dem tatsächlichen Energieverbrauch der Vergan­
genheit basieren. Dies würde jedoch auch bedeuten, 
dass Haushalte mit höherem Einkommen, die im 
Durchschnitt höhere absolute Heiz- und Stromaus­
gaben haben, mehr erhalten würden.

Weitere Möglichkeiten für Maßnahmen, die sich an 
besonders arme Haushalte richten, wären beispiels­
weise die Erhöhung des Hartz-IV-Regelsatzes oder 
des Wohngeldes. Auch eine Senkung der Strompreise 
durch eine Senkung der Stromsteuer würde armen 
Haushalten am meisten helfen und gleichzeitig An­
reize für die Nutzung von zunehmend grünem Strom 
bei Mobilität und Heizung schaffen. Im Hinblick auf 
Anpassungen des Steuersystems ist die Anhebung des 

Grundfreibetrags der Einkommensteuer eine der von 
der deutschen Regierung vorgeschlagenen Maßnah­
men. Entsprechend Berechnungen des ifo Instituts 
könnte eine Erhöhung von Hartz IV und des Grundfrei­
betrags der Einkommensteuer um jeweils 5% (10%) zu 
fiskalischen Gesamtkosten von ca. 5 (10) Mrd. Euro pro 
Jahr führen und gleichzeitig Ungleichheit und Armut 
leicht reduzieren. Dennoch wäre eine gezieltere Politik 
für Haushalte mit niedrigem Einkommen wahrschein­
lich kosteneffizienter und daher vorzuziehen – nicht 
nur unter dem Gesichtspunkt der Effizienz, sondern 
auch der Umverteilung. Zahlungen an die Haushalte 
sollten im Laufe der Zeit verringert werden, um die 
notwendigen Investitionen und Verhaltensanpassun­
gen zu bewirken. Da diese Zahlungen vorübergehen­
der Natur sind, könnten sie in der Zwischenzeit durch 
Staatsschulden finanziert werden.

ZUSAMMENFASSUNG

Im Fall eines Importstopps können Öl und Kohle aus 
Russland durch Einfuhren aus anderen Ländern er­
setzt werden, aber die Situation auf dem Gasmarkt 
ist komplizierter. Mehr Gasimporte aus anderen Län­
dern, der Einsatz von Kohle oder Kernenergie in der 
Stromerzeugung statt Gas sowie das Wiederauffüllen 
der Gasspeicher über den Sommer können das Defizit 
in den nächsten zwölf Monaten nur auf etwa 30% des 
Gasverbrauchs oder 8% des deutschen Energiever­
brauchs reduzieren.

Die wirtschaftlichen Auswirkungen eines solchen 
Ausfalls von Gaslieferungen hängen entscheidend 
davon ab, wie Energieinputs zwischen den Sektoren 
ersetzt und verteilt werden. Um diese Auswirkungen 
zu quantifizieren, verwenden wir ein modernes mul­
tisektorales Modell der offenen Volkswirtschaft nach 
Baqaae und Farhi (2021), das die Substitutionselas­
tizitäten und Reallokation zwischen verschiedenen 
Zwischenprodukten berücksichtigt. In einem zweiten 
Schritt wenden wir uns einem vereinfachten Modell 
zu, das uns hilft, plausible Grenzen für die wirtschaft­
lichen Auswirkungen unter Verwendung beobachte­
ter Elastizitäten für Energieinputs abzuleiten. Nach 
dem Baqaae-Farhi-Modell bleiben die Produktions­
kosten eines russischen Importstopps deutlich unter 
1% des Bruttoinlandsprodukts bzw. zwischen 80 und 
120 Euro pro Jahr und deutschem Bürger. In einem 
pessimistischeren Szenario, in dem sich russisches 
Gas kurzfristig außerhalb des Elektrizitätssektors nur 
schwer ersetzen lässt, würden die wirtschaftlichen 
Kosten auf etwa 2–2,5% des BIP oder etwa 1 000 Euro 
pro Person über ein Jahr ansteigen. Dies kommt 
möglicherweise zu einem starken Anstieg der Ener­
giepreise für Haushalte und Industrie hinzu, selbst 
wenn es keine Lieferengpässe bei Gas gibt. Natürlich 
sind die Auswirkungen in energieintensiven Sektoren 
stärker. Auch größere wirtschaftliche Einbrüche und 
Verwerfungen können allerdings nicht ausgeschlos­
sen werden, da die Stärke des potenziellen Schocks 
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hohe Unsicherheiten für die Modellierung mit sich  
bringt. 

Die Daten aus der Income and Consumption Sur­
vey (EVS) zeigen, dass der Anteil der Energieausgaben 
je nach Einkommen variiert. Die Verteilungsfolgen ei­
nes Anstiegs der Energiepreise scheinen jedoch über­
schaubar zu sein. Eine gezielte Politik, die einkom­
mensschwache Haushalte unterstützt, ohne die An­
reize für Haushalte zum Energiesparen zu verringern, 
wäre ein kosteneffizienter Weg, um eine gerechte Ver­
teilung der Lasten auf die Haushalte zu gewährleis­
ten. Es ist wichtig, starke Anreize zur Reduzierung des 
Gasverbrauchs beizubehalten.

Die Wirtschaftspolitik sollte darauf abzielen, An­
reize zur Substitution und Einsparung fossiler Energien 
strategisch so schnell wie möglich zu erhöhen. Falls 
ein aktives Embargo politisch gewollt ist, sollte es so 
früh wie möglich beginnen, damit die Wirtschaftsak­
teure den Sommer zur Anpassung nutzen können. Um 
die Abhängigkeit von Energieimporten zu verringern, 
sollte die Regierung sich dazu verpflichten, ein hohes 
Niveau der Preise für fossile Energieträger – insbeson­
dere für Erdgas – für einen längeren Zeitraum sicher­
zustellen, um Anreize für Haushalte und Industrie zu 
schaffen, sich schnell anzupassen.
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